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Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus und Menschenfeindlichkeit  
im Sport 2023 

 
 

Vertrag über die Weiterleitung von Mitteln des  
Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI) 

 
 
zwischen der 
 
Deutschen Sportjugend (dsj) im Deutschen Olympischen Sportbund e.V. (DOSB) 
Otto-Fleck-Schneise 12 
60528 Frankfurt am Main 
 
 - im folgenden „dsj“ genannt - 
 
 
 
und  
 

 
 
 
 
 - im folgenden „Träger“ genannt - 
 
 

 
§ 1 Grundlagen der Mittelweiterleitung 

und Zuwendungszweck 
 

1. Die dsj hat durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) gemäß des Zuwendungs-
bescheides vom 14.09.2023 eine Zuwendung aus dem Bundeshaushalt erhalten, welche mit der Be-
fugnis verbunden ist, die Zuwendung auf der Basis eines privatrechtlichen Vertrages an Dritte (Sport-
verbände, Sportvereine, Fanprojekte und Pilotsportvereine) zur Erfüllung der gegenüber dem BMI 
bestehenden Verpflichtung weiterzuleiten. 

 
2. Der Träger verpflichtet sich, die an ihn weitergeleiteten Mittel ausschließlich entsprechend der 

Zweckbestimmung des Zuwendungsbescheides (s. § 2, Punkt 2. dieses Weiterleitungsvertrages) zu 
verwenden. 

 
3. Der Träger ist verpflichtet, auf der Grundlage der Satzung des DOSB sowie der Jugendordnung der 

dsj in ihren jeweils gültigen Fassungen, den von der dsj weitergeleiteten/ausgezahlten Betrag aus-
schließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung einzusetzen. 
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§ 2 Art der Zuwendung, Finanzierung, 
Bewilligungszeitraum, Höhe der Zuwendung 

 
1. Die dsj stellt dem Träger auf der Basis seines Antrages im Rahmen der Projektförderung eine nicht 

rückzahlbare Zuwendung als Vollfinanzierung bis zu einer Höhe von insgesamt 
 

€ 00,00 
 

(in Worten: Euro) 
 

für den Zeitraum 01.10.2023 bis 31.12.2023 in Aussicht.  
 

Es können nur solche Ausgaben als zuwendungsfähig geltend gemacht werden, die in diesen Zeit-
raum fallen. 

 
2. Die Zuwendung ist dem/der Inhalt/e und der Höhe des/der genannten Betrags/Beträge nach zweck-

gebunden für das/die nachstehende/n Projekt/e im Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus 
und Menschenfeindlichkeit im Sport im Jahr 2023 zu verwenden:  

 
• Maßnahmepaket, Titel, Datum, ggf. Ort           1.500 € 
• Xxx 100.000 € 

 
3. Voraussetzung für die Förderung ist die 

• Anerkennung der Datenschutzerklärung der dsj,  
• Erfüllung des „dsj- oder DOSB-Stufenmodells“ zur Prävention von sexualisierter (Belästigung und) 

Gewalt für die Mitgliedsorganisationen von dsj und DOSB (nur gültig für direkte Mitgliedsorgani-
sationen von dsj und DOSB) 

 
4. Aus der gewährten Förderung kann nicht auf eine künftige Förderung geschlossen werden. 

 
 

§ 3 Allgemeine Nebenbestimmungen 
 

1. Die Zuwendung wird unter der Voraussetzung gewährt, dass die Gesamtfinanzierung des/der bean-
tragten und bezuschussten Projekt/e gesichert ist. 
 

2. Für die Verwendung der Mittel gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (AN Best-P vom 13.06.2019). 

 
3. Das Prüfungsrecht gemäß Nr. 7.1 der AN Best-P steht dem BMI (einschließlich eines*einer von ihm*ihr 

Beauftragten) und dem Bundesrechnungshof (BRH) sowie der dsj in vollem Umfang zu. Die Aufbewah-
rungsfristen sind zu beachten. 

 
4. Bei der Vergabe von Leistungen sind die Vorschriften des Vergaberechts in der jeweils aktuellen Fas-

sung zu beachten: 
• Die Teilung eines Auftrags in mehrere Vergaben ist unzulässig, wenn damit der Zweck verfolgt 

wird, den genannten Höchstwert zu unterschreiten. 
• Über jede Vergabe, die zu einer Beschaffung führt, ist ein schriftlicher Vergabevermerk zu erstel-

len. Darin ist auszuführen, weshalb von einer öffentlichen oder beschränkten Ausschreibung ab-
gesehen wurde. Im Vergabevermerk ist stets aktenkundig zu machen, weshalb von einer oder be-
schränkten Ausschreibung abgesehen worden ist.  
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• Für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen gilt die Verfahrensordnung für die Vergabe öf-
fentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unterschwellen-
vergabeverordnung – UVgO). Bei Aufträgen mit einem Schätzwert über 1.000 € bis 25.000 € (ohne 
Umsatzsteuer) sind grundsätzlich mindestens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe 
aufzufordern. 

• Bis zu einem geschätzten Auftragswert von 1.000 € ohne Umsatzsteuer können Leistungen gemäß 
§ 14 UVgO ohne Durchführung eines Vergabeverfahrens im Wege des Direktauftrags beschafft 
werden.  

• Die Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit sind zu berücksichtigen.  
 
 

§ 4 Besondere Nebenbestimmungen 
 

1. Die Zuwendung ist in voller Höhe an die dsj zurückzuzahlen, sofern es aus einem vom Träger zu ver-
tretenden Grund nicht zur Durchführung der beschriebenen Projektinhalte kommen sollte oder die 
Realisierung in einer der Projektdarstellung zuwiderlaufenden Weise stattfinden sollte.  

 
2. Die Zuwendung darf nur für bis zum 31.12.2023 anfallende Ausgaben verwendet werden. Jedoch dür-

fen über den 31.12.2023 hinausgehende Ausgaben unter Berücksichtigung einer Zweiwochenfrist im 
Verwendungsnachweis 2023 eingestellt werden, wenn ihr Rechtsgrund im Jahr 2023 entstanden und 
dies aus den Belegen ersichtlich ist. 

 
3. Im Rahmen der Projektumsetzung ggf. erwirtschaftete Mittel (z.B. durch Erhebung von Eintrittsgel-

dern) werden auf den Zuwendungsbetrag angerechnet und führen (abhängig von den Teilnehmenden-
/ Besucher*innenzahlen) zu einer entsprechenden Reduzierung des Zuwendungsbetrages.  

 
4. Bei der Erstattung von Reisekosten sind die Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) – 

ggf. in Verbindung mit der Auslandsreisekostenverordnung (ARV) – in der jeweils aktuellen Fassung zu 
beachten.  

 
5. Dienstlich erworbene Meilengutschriften, Prämien oder Vergünstigungen dürfen nur zu dienstlichen 

Zwecken verwertet werden. Verrechnungen (z.B. Änderungen der Flugklasse, sog. Up-Grading) sind 
nicht zulässig. Eine Verwertung zu privaten Zwecken ist in jedem Falle unzulässig, auch wenn eine 
rechtzeitige dienstliche Verwertung nicht möglich ist und daher der Verfall der Meilengutschriften, 
Prämien oder Vergünstigungen droht. 

 
6. Die Empfehlungen zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung sind sinngemäß anzuwenden. 

Um eine Zweckentfremdung der Mittel und die Beeinflussung des Geschäftsbetriebs durch Korruption 
zu vermeiden, trifft der Träger die geeigneten personellen und organisatorisch-administrativen Maß-
nahmen.  

 
7. Auf das Besserstellungsverbot bei etwaigen Personalausgaben wird hingewiesen. Sofern Personalstel-

len aus der Zuwendung finanziert werden, dürfen die Beschäftigten nicht bessergestellt werden als 
vergleichbare Bundesbedienstete. Höhere Entgelte als nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) sowie sonstige über- oder außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt werden.  

 
8. Der Träger hat die Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) zu beachten. Erhobene per-

sonenbezogene Daten sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren. Bei der Übertragung 
personenbezogener – auch im Wege von Kontaktformularen auf Ihrer Internetseite erhobener – Daten 
hat eine geeignete Verschlüsselung nach den Vorgaben des § 9 BDSG zu erfolgen. Foto-, Film- und 
Videoaufnahmen dürfen nur mit Einwilligung der abgebildeten Person verbreitet werden. 
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9. Mit externen Referent*innen, denen Honorare von einem Stundensatz über 20 Euro gezahlt werden, 
sind Honorarverträge abzuschließen. Referent*innen, die aus öffentlichen Zuschüssen gefördert wer-
den und deren Fachexpertise aus dieser Tätigkeit erwachsen ist, ist kein Honorar zu zahlen. 

 
10. Bei allen Veröffentlichungen (z.B. Flyern, Broschüren, Zeitschriften, Plakaten und Internetseiten) oder 

Präsentationen, die im Zusammenhang mit dem geförderten Projekt stehen, ist durch die Aufnahme 
des Hinweises: „Gefördert vom Bundesministerium des Innern und für Heimat aufgrund eines Be-
schlusses des Deutschen Bundestages“ auf die Förderung durch das BMI hinzuweisen. Dieser Regelung 
ausgenommen sind Kleindrucksachen wie Aufkleber, Buttons, …). 
 
Die entsprechende Bildwortmarke kann bei der dsj abgerufen werden.  
 
Auch bei Interviews in Presse und Funk ist die Förderung durch den Bund angemessen zu berücksich-
tigen.  
Werden mit der Organisation oder dem Vollzug von geförderten Maßnahmen Private oder Stellen au-
ßerhalb der Bundesverwaltung beauftragt, sind mit diesen entsprechende Vertragsregelungen zu tref-
fen.  

 
11. Es liegt im Interesse des BMI und der dsj, Ergebnisse aus der Förderung für alle Interessent*innen 

nutzbar zu machen. Die dsj und das BMI mit seinen nachgeordneten Behörden haben ein nicht aus-
schließliches, nicht übertragbares, unentgeltliches Nutzungsrecht auf alle Nutzungsarten an den Er-
gebnissen und Entwicklungen des/der geförderten Projekte/s.  
 
Das Nutzungsrecht ist räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkt. Diese Grundsätze gelten auch bei 
Verkauf des Nutzungsrechts an Dritte. 
 
In Verträge mit Kooperationspartner*innen bzw. entsprechenden Geschäftspartner*innen ist daher 
folgende Passage aufzunehmen: „Dem BMI und seinen nachgeordneten Behörden sowie der dsj wird 
ein nicht ausschließliches, nicht übertragbares, unentgeltliches Nutzungsrecht an den Ergebnissen und 
Entwicklungen des Vorhabens eingeräumt. Das Nutzungsrecht ist räumlich, zeitlich und inhaltlich un-
beschränkt.“ 

 
12. Gegenstände, die mit Hilfe dieser Zuwendung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder 

hergestellt werden, bleiben für die übliche Nutzungsdauer zweckgebunden. Vor Ablauf der zeitlichen 
Bindung darf über diese Gegenstände nicht anderweitig verfügt werden. Die zeitliche Bindung wird 
hiermit für den Bewilligungszeitraum 01.10.2023 bis 31.12.2023 festgelegt.  
Für den Fall, dass die hier in Rede stehenden Gegenstände vor Ablauf der üblichen Nutzungsdauer 
nicht mehr für den Zuwendungszweck benötigt werden und / oder veräußert werden sollen oder aus-
sonderungsbedürftig werden, ist die weitere Verfahrensweise vorher einvernehmlich mit der dsj ab-
zustimmen. 
Die beschafften Gegenstände sind zu inventarisieren, sofern ihr Anschaffungs- oder Herstellungswert 
800 Euro (ohne Umsatzsteuer) übersteigt. Das Inventarverzeichnis ist zusammen mit dem Verwen-
dungsnachweis vorzulegen.  
Bei Gegenständen, deren Restwert 800 € übersteigt, ist der Träger grundsätzlich verpflichtet, sie zum 
Verkehrswert zu veräußern und den Verkaufserlös an die dsj zu erstatten oder deren Restwert abzu-
gelten.  
 
Ausnahmen von der vorstehend geregelten Verpflichtung zur Erlöserstattung bzw. Restwertabgeltung 
können in der Regel zugelassen werden, wenn der Träger den Gegenstand nach Ablauf des Bewilli-
gungszeitraums weiterhin zur Erfüllung eines im wesentlichen vergleichbaren Förderzwecks einsetzen 
wird. Dies ist vom Träger durch Vorlage eines Nachnutzungskonzepts darzulegen. 



5 
 

§ 5 Mitteilungspflichten des Trägers 
 

Der Träger stellt sicher, dass der o. g. Förderzweck erfüllt wird. Der Träger verpflichtet sich, die dsj unauf-
gefordert, unverzüglich und vollständig über den Wegfall von Fördervoraussetzungen gemäß Nr. 5 der AN 
Best-P und über wesentliche Störungen oder bereits aufgetretene Mängel bei der Bewirtschaftung der 
Bundesmittel zu informieren. 

 
§ 6 Verwendungsnachweis 

 
1. Der Träger verpflichtet sich, für die Möglichkeit der ordnungsgemäßen Nachweisführung der dsj ge-

genüber dem Zuwendungsgeber Sorge zu tragen. 
 

2. Die vollständigen Einzelverwendungsnachweise der aus Bundesmitteln geförderten Projekte nach 
§2.3 dieses Vertrags sind von den Projektträger*innen innerhalb von 14 Kalendertagen (bei Projekten 
bis 1.500 € Antragssumme) und innerhalb von 30 Kalendertagen (bei Projekten ab 1.500 € Antrags-
summe) nach Ende der Veranstaltung bzw. Maßnahme bei der dsj einzureichen. 
 
Für jedes Projekt (also z.B. jedes Maßnahmenpaket) muss ein separater Verwendungsnachweis er-
stellt werden. 
 

3. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. In 
dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander 
getrennt auszuweisen. Mit dem Nachweis ist eine Übersicht über die entsprechenden Einnahme- und 
Ausgabebelege (Belegliste) sowie Gehaltsbescheinigungen und Honorarverträge (bei Honoraren mit 
Stundensätzen über 20 Euro) vorzulegen. Die Belege sind als Originalbelege vorzulegen. 
 

4. Für die Verwendungsnachweise sind die von der dsj vorgegebenen Formblätter in der aktuellen Fas-
sung zu verwenden. 
 

5. Ausgaben, die nicht durch Originalbelege nachgewiesen werden, können nicht anerkannt werden.  
 

6. Der Träger hat entsprechend der Nr. 6.5 der AN Best-P die Aufbewahrung aller im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen stehenden Belege und Verträge sowie alle sonst mit der Förderung zusammenhän-
genden Unterlagen sicherzustellen. 
 
 

§ 7 Auszahlung 
 

1. Voraussetzung für die Auszahlung der Zuwendung ist die Zusendung des rechtsverbindlich unterzeich-
neten Weiterleitungsvertrages.  
 

2. Die Auszahlung des Weiterleitungsbetrages erfolgt unter dem Vorbehalt, dass Haushaltsmittel seitens 
des BMI tatsächlich zur Verfügung gestellt werden. 

 
3. Die Auszahlung erfolgt sukzessive auf der Basis vorgelegter und positiv beurteilter Verwendungsnach-

weise. 
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§ 8 Vertragsbeendigung 
 

1. Die dsj kann jederzeit den Vertrag kündigen oder aufheben oder vom Vertrag zurücktreten, wenn das 
BMI den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerruft oder zurücknimmt oder einen Ände-
rungsbescheid erlässt. 
 

2. Die dsj ist verpflichtet, den Vertrag aus wichtigem Grund gemäß den Besonderen Nebenbestimmun-
gen des Zuwendungsbescheides zu kündigen. 
 

3. Wichtige Gründe für einen Rücktritt sind insbesondere gegeben, wenn 
• die Voraussetzungen für den Abschluss des Vertrages nachträglich entfallen sind, 
• der Abschluss des Vertrages durch Angaben des Trägers zustande gekommen ist, die in wesentli-

cher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren, 
• der Träger seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. 

 
4. Die Projektträger*innen ist in diesen Fällen verpflichtet, die Zuwendung Nr. 8 der ANBest-P zurückzu-

erstatten und zu verzinsen, sofern die Vertragsbeendigung auf ihr Verschulden zurückzuführen ist. 
 

5. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides durch das BMI sowie Erstat-
tung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungsbetrages richten sich nach dem Verwaltungs-
recht, insbesondere §§ 48, 49 und 49a VwVfG, sowie nach den AN Best-P. 
 

 
§ 9 Vertragsbestandteile 

 
Bestandteile dieses Vertrages sind die nachfolgenden Unterlagen. Die aufgeführten Unterlagen können 
auf der dsj-Website im Downloadbereich (Weiterleitungsvertrag) heruntergeladen werden.  

 
1. Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (AN Best-P) vom 13.06.2019 
2. Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes vom 26.05.2005 
3. Hinweise zum Vergaberecht für Zuwendungsempfänger vom 07.08.2018 
4. Verhaltensstandards zur Korruptionsprävention vom 09.02.2012 

5. Datenschutzerklärung der dsj vom 17.09.2023 
6. dsj-Stufenmodell zur Prävention von sexualisierter (Belästigung und) Gewalt vom 24.03.2018 (für di-

rekte Mitgliedsorganisationen der dsj) 
7. DOSB-Stufenmodell zur Prävention und zum Schutz vor sexualisierter Gewalt (für direkte Mitgliedsor-

ganisationen des DOSB) 
 
 
 

§ 10 Geheimhaltungspflichten 
 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, sämtliche ihnen im Zusammenhang mit diesem Vertrag zugänglich 
werdenden Informationen, die als vertraulich bezeichnet werden oder nach sonstigen Umständen als Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnis der anderen Vertragspartei erkennbar sind oder unter das Datenschutz-
gesetz fallen, unbefristet geheim zu halten und sie - soweit nicht zur Erreichung des Verwendungszweckes 
geboten - weder aufzuzeichnen noch weiterzugeben oder zu verwerten. 
 

 
 

https://www.dsj.de/themen/demokratiestaerkung-antidiskriminierung/bundesprogramm-gegen-rechtsextremismus-und-menschenfeindlichkeit-im-sport/antrag-und-formulare
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§ 11 Rechtswirksamkeit 
 

Dieser Vertrag wird rechtswirksam mit der rechtsverbindlichen Unterschrift beider Vertragsparteien. Er ist 
allerdings aufschiebend bedingt, soweit die dsj die Geldsumme ihrerseits von der öffentlich-rechtlich be-
willigenden Behörde als Zuschuss im Sinne des Öffentlichen Rechts noch nicht erhalten hat. 

 
 

12 Schlussbestimmungen 
 

1. Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. 
 

2. Schriftliche Ergänzungen, Änderungen oder Nebenabreden sind nur im beiderseitigen Einverständnis 
und in Abstimmung mit dem BMI in schriftlicher Form zulässig. 

 
3. Ergänzend gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

 
4. Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen lässt die Wirksamkeit der übrigen Vereinbarungen unbe-

rührt. 
 

5. Dieser Vertrag begründet keinen Rechtsanspruch auf eine künftige Förderung. 
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Frankfurt am Main,   
  
 
Für die dsj Für den Träger 
 
 
 
…………………………………………………………………..       ………………………………………………………………….. 
i.A. XY  Vorname, Name (bitte in Druckbuchstaben) 
Ressort 
 
 
  ……………………………………………...…………………. 
  Organisation / Träger 
 
 
  ……………………………………………...…………………. 
  Funktion (bitte in Druckbuchstaben) 

 
 
 
 
 
 

  ……………………………………………………… 
  Unterschrift, Stempel (des Trägers) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Datenschutzerklärung 
 
Die Datenschutzerklärung der Deutschen Sportjugend habe ich zur Kenntnis genommen und erkenne diese 
mit Unterzeichnung des Vertrags an. Mit der Verarbeitung der im Zusammenhang mit diesem Weiterleitungs-
vertrag erhobenen Daten gemäß der Datenschutzerklärung bin ich einverstanden. 

 
 


